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— Amtliche Bekanntmachungen —

1. Änderungssatzung zur Gebührensatzung für Einsätze und Leistungen  
der Freiwilligen Feuerwehr Angermünde vom 21.10.2021

Aufgrund der §§ 3 Abs. 1 und 28 Abs. 2 Ziff. 9 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), in der zurzeit 
geltenden Fassung, in Verbindung mit §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes für das Land Brandenburg in der Fassung vom 31. März 2004 
(GVBI. I S.174), in der zurzeit geltenden Fassung, und mit §§ 44 und 45 des 
Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophen-
schutz des Landes Brandenburg vom 24. Mai 2004, in der zurzeit geltenden 
Fassung, wird nach Beschlussfassung durch die Stadtverordnetenversamm-
lung der Stadt Angermünde am 18.10.2023 folgende Satzung erlassen. 

Artikel 1
Änderungen

Die Gebührensatzung für Einsätze und Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr 
der Stadt Angermünde vom 21.10.2021 wird wie folgt geändert:
Die Anlage 1 „Gebührentarif“ zu § 2 Bemessungsgrundlage wird durch die 
neue beigefügte Anlage 1 „Gebührentarif dieser 1. Änderungssatzung“ ersetzt.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. 

Angermünde, den 19.10.2023. 

Bewer 
Bürgermeister 

lfd. 
Nr.

Einsatzkräfte/Fahrzeuge/ Ausrüstung Gebührentarif

je Stunde je Minute
1. Einsatzkraft, Brandwache, Brandsicher-

heitswache
48,00 € 0,80 €

2. Fahrzeuggruppen
2.1 Drehleiter mit Fahrzeugkorb 910,00 € 15,17 €
2.2 Gerätewagen – Gefahrengut 372,00 € 6,20 €
2.3 Logistikfahrzeug 1.079,00 € 17,98 €
2.4 Hilfeleistungslöschgruppenfahrzeuge 615,00 € 10,25 €
2.5 Kommandowagen 328,00 € 5,47 €
2.6 Kleinlöschfahrzeuge 264,00 € 4,40 €
2.7 Löschgruppenfahrzeuge 215,00 € 3,58 €
2.8 Mannschaftstransportfahrzeuge 872,00 € 14,53 €
2.9 Schlauchwagen 54,00 € 0,90 €
2.10 Tanklöschfahrzeuge 322,00 € 5,37 €
2.11 Tragkraftspritzenfahrzeuge 316,00 € 5,27 €
2.12 Rettungsboot 1.779,00 € 29,65 €
3. Verbrauchsmaterial

Kosten für Verbrauchsmaterial werden nach dem tatsächlichen 
Verbrauch zum jeweiligen Tagespreis berechnet
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Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Form-
vorschriften, die in der Gemeindeordnung Brandenburg vorgeschrieben oder 
aufgrund der Gemeindeordnung Brandenburg erlassen worden sind, beim 
Zustandekommen dieser Verordnung unbeachtlich ist, wenn die Verletzung 
nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Verkündung der Verordnung 
gegenüber der Stadt Angermünde unter Bezeichnung der verletzten Vor-
schrift und der Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht worden 

ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung oder über 
die Verkündung der Verordnung verletzt worden sind.

Angermünde, den 19.10.2023

F. Bewer
Bürgermeister

– Amtliche Bekanntmachungen –

Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Angermünde

InhALtSüBErSIcht

1. ABSchnItt – Allgemeines
§ 1 Einberufung der Stadtverordnetenversammlung

§ 2 Öffentlichkeit der Sitzung und Einwohnerfragestunde
§ 3 Sitzungsablauf

2. ABSchnItt – Stadtverordnete
§ 4 Teilnahme an den Sitzungen

§ 5 Fraktionen
§ 6 Der Vorsitz

§ 7 Ordnungsbefugnisse

3. ABSchnItt – Anträge und Anfragen
§ 8 Änderungs-, Ergänzungs- und Überweisungsanträge

§ 9 Redeordnung und Behandlung von Anträgen zur Geschäftsordnung
§ 10 Anfragen

4. ABSchnItt – Durchführung der Sitzung
§ 11 Abstimmungen

§ 12 Wahlen
§ 12 a Briefwahlen
§ 13 Niederschrift

5. ABSchnItt – Ausschüsse
§ 14 Einberufung und Arbeitsweise

6. ABSchnItt – Ortsbeiräte
§ 15 Einberufung und Arbeitsweise

7. ABSchnItt – Schlussbestimmungen
§ 16 In-Kraft-Treten

1. ABSchnItt 
Allgemeines

§ 1 Einberufung der Stadtverordnetenversammlung
(1)  Der/die Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung beruft die 

Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung ein. § 34 Abs. 1 Satz 2 
 BbgKVerf bleibt unberührt. Die Einladung und die Tagesordnung müssen 
den Mitgliedern der Stadtverordnetenversammlung, den Ortsvorsteher/
innen sowie den Vorsitzenden der Beiräte gemäß Hauptsatzung min-
destens 10 volle Kalendertage vor dem Sitzungstag schriftlich oder auf 
elektronischem Weg per E-Mail zugehen. Die Einladungsfrist gilt als 
gewahrt, wenn die Einladungen am 11. Tag vor der Sitzung bei einem 
Erbringer von Postdienstleistungen aufgegeben worden sind. 

(2)  Die Übersendung der Einladungen auf elektronischem Weg erfolgt nach 
Vorliegen einer schriftlichen Einverständniserklärung, in dem die elek-

tronische Adresse anzugeben ist, an welche diese Dokumente gesendet 
werden sollen. Die Einverständniserklärung kann jederzeit widerrufen 
werden. 

(3)  Der Einladung und der Tagesordnung sind etwaige Beschlussvorlagen 
zu den einzelnen Tagesordnungspunkten beizufügen. Sofern dies in Aus-
nahmefällen nicht möglich ist, sind diese den Berechtigten gemäß § 1 
Abs. 1 unverzüglich zu übermitteln.

 Werden Einladung und Tagesordnung gemäß Abs. 1 auf elektronischem 
Weg versandt, erfolgt die Übermittlung der Beschlussvorlagen und wei-
terer Sitzungsunterlagen in der Form, dass die Empfangsberechtigten 
per E-Mail informiert werden, dass diese im Ratsinformationssystem 
abrufbar sind.

 Für Beschlussvorlagen zu Tagesordnungspunkten der nichtöffentlichen 
Sitzung gelten die Sätze 1 – 3 mit der Maßgabe entsprechend, dass 
den Vorsitzenden der Beiräte gemäß Hauptsatzung diese nicht und den 
Ortsvorsteher/innen nur im Falle der Berührung von Angelegenheiten 
des jeweiligen Ortsteils zugesandt werden. 

(4)  Die Tagesordnung kann gemäß § 35 Abs. 2 Satz 1 BbgKVerf in der Sit-
zung durch Beschluss unter dem Tagesordnungspunkt „Feststellung der 
Tagesordnung“ erweitert werden, wenn es sich um eine Angelegenheit 
handelt, die keinen Aufschub duldet. Die Eilbedürftigkeit ist durch den/
die Antragsteller/in zu begründen. 

(5)  In dringenden Angelegenheiten – zur Abwehr einer Gefahr oder eines 
erheblichen Nachteils für die Stadt Angermünde, deren Erledigung nicht 
bis zu einer unter Einhaltung der regelmäßigen Einberufungsfrist ge-
mäß Absatz 1 Satz 3 aufgeschoben werden kann, darf die Ladungsfrist 
so verkürzt werden, dass zwischen dem Zugang der Ladung und dem 
Sitzungsbeginn mindestens 24 Stunden liegen. Die Gründe für die Ver-
kürzung der Ladungsfrist sind in der Ladung anzugeben.

 Die Ladung kann formlos, ggf. auch mündlich erfolgen; in diesem Falle 
sind die Ladungen aktenkundig zu machen. Die Dringlichkeit ist von der 
Stadtverordnetenversammlung vor Eintritt in die Tagesordnung festzu-
stellen. In dieser Sitzung darf nur der Verhandlungsgegenstand behan-
delt werden, der Grund für die Einberufung ist. 

§ 2 Öffentlichkeit der Sitzung und Einwohnerfragestunde
(1)  Die Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung und der Ausschüs-

se sind grundsätzlich öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen 
(nichtöffentliche Sitzung), wenn es überwiegende Belange des öffentli-
chen Wohls oder berechtigte Interessen Einzelner es erfordern.

(2)  Einwohner/innen können in der Einwohnerfragestunde der öffentlichen 
Sitzung der Stadtverordnetenversammlung gemäß § 3 Absatz 3 Ziffer 
6 zu den Angelegenheiten der Stadt Angermünde Fragen stellen oder 
Anregungen und Vorschläge unterbreiten. 

(3)  Die Dauer jeder Einwohnerfragestunden soll 30 Minuten nicht über-
schreiten. 

(4)  Jede/r Frageberechtigte im Sinne des Abs. 2 darf in einer Einwoh-
nerfragestunde zu nicht mehr als zwei Angelegenheiten Stellung neh-
men und Fragen stellen. Fragen, Anregungen und Vorschläge müssen 
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kurzgefasst sein und sollen jeweils die Dauer von drei Minuten nicht 
überschreiten. 

(5)  Zu den gestellten Fragen, Anregungen und Vorschlägen nehmen der/
die Vorsitzende, der/die Bürgermeister/in oder die durch den/die Bür-
germeister/in bestimmten Verwaltungsmitarbeiter/innen Stellung. Kann 
zu einer Frage nicht sofort Stellung genommen werden, so erfolgt die 
Beantwortung binnen eines Monats schriftlich; soweit eine abschlie-
ßende Antwort in dieser Zeit nicht gegeben werden kann, wird eine 
Zwischennachricht versandt. Die Antwort wird als Anlage in die Nie-
derschrift der Sitzung aufgenommen. 

(6)  Darüber hinaus können Stadtverordnete und Fraktionen zu den Fragen, 
Anregungen und Vorschlägen das Wort ergreifen, wenn sie namentlich 
angesprochen sind. 

(7)  Ton- und Bildübertragungen sowie Ton- und Bildaufzeichnungen durch 
Presse, Rundfunk, Fernsehen und ähnliche Medien sind in öffentlicher 
Sitzung zulässig, sofern die Stadtverordnetenversammlung hierüber im 
Einzelfall nicht anders entscheidet. Jeder Redner/jede Rednerin kann 
widersprechen, dass seine/ihre Redebeiträge aufgezeichnet werden. 
Der Widerspruch ist zu Beginn der Wortmeldung dem/der Vorsitzenden 
zu erklären; Aufzeichnungen und Übertragungen finden in diesem Falle 
nicht statt. Gleiches gilt für die von der Stadtverordnetenversammlung 
selbst veranlasste Ton- und Bildübertragung sowie Ton- und Bildauf-
zeichnungen.

§ 3 Sitzungsablauf
(1)  Der/die Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt die Sitzung. Er/sie stellt 

vor Eintritt in die Tagesordnung die Ordnungsmäßigkeit der Ladung und 
die Beschlussfähigkeit der Stadtverordnetenversammlung fest. Sodann 
wird über Anträge zur Änderung oder Ergänzung der Tagesordnung ein-
schließlich einer Erweiterung gemäß § 1 Absatz 4 beschlossen und die 
Tagesordnung festgestellt. Das Absetzen eines Tagesordnungspunktes 
ist nur mit Zustimmung des/der Einreicher/in zulässig. 

(2)  Der/die Vorsitzende setzt die Tagesordnung im Benehmen mit dem/der 
Bürgermeister/in fest. Dabei sind Angelegenheiten auf die Tagesord-
nung zu setzen, die
a)  von dem/der Bürgermeister/in,
b)  von einer Fraktion, 
c)  von mindestens einem Zehntel der gesetzlichen Anzahl der Stadt-

verordneten oder
d)  von einem Ortsbeirat oder von einem/einer Ortsvorsteher/in zu einer 

den jeweiligen Ortsteil betreffenden Angelegenheit
 bis zum Ablauf des 14. Kalendertages vor dem Sitzungstag dem/der 

Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung bzw. dem Büro der 
SVV vorgelegt worden sind. Bei Nichteinhaltung der Frist haben die 
Einreicher einen Anspruch darauf, dass der Beratungsgegenstand in die 
Tagesordnung der folgenden Sitzung aufgenommen wird. 

(3)  Die Tagesordnung für die Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung 
soll sich wie folgt gliedern:
1.  Begrüßung und Eröffnung der Sitzung
2.  Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, der Anwesenheit und 

der Beschlussfähigkeit
3.  Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Nieder-

schrift über den öffentlichen Teil der letzten Sitzung
4.  Feststellung der Tagesordnung
5.  Informationen des/der Vorsitzenden
6.  Einwohnerfragestunde
7.  Informationen aus der Stadtverwaltung
8.  Informationsvorlagen
9.  Anfragen, Anregungen und Informationen von Fraktionen und Stadt-

verordneten sowie im Rahmen ihrer Zuständigkeit von Ortsvorste-
her/innen und den Vorsitzenden der Beiräte gemäß Hauptsatzung

10.  Genehmigung von Eilentscheidungen
11.  Beschlussvorlagen (Beratung und Beschlussfassung)

12.  Behandlung der Tagesordnungspunkte der nichtöffentlichen Sitzung 
in der Reihenfolge vorgenannter Nr. 3 bis 5 sowie 7 bis 12 (Nr. 9 fin-
det nur für Fraktionen und Stadtverordnete sowie für Ortsvorsteher/
innen Anwendung, sofern Angelegenheiten ihres Ortsteils berührt 
werden)

13.  Schließung der Sitzung. 
(4)  Nach der Erledigung von Verfahrensfragen gemäß Absatz 1 wird über 

die einzelnen Beratungsgegenstände in der Reihenfolge der Tagesord-
nung beraten und entschieden.

(5)  Der/die Vorsitzende entscheidet über die Festlegung von Sitzungspau-
sen (kurze Auszeiten); auf Antrag einer Fraktion soll der/die Vorsitzende 
eine Sitzungspause einlegen. 

(6)  Dauert die Sitzung um 22:00 Uhr noch an, so ist der sich in Beratung 
befindliche Tagesordnungspunkt abschließend zu behandeln. Danach 
entscheidet die Stadtverordnetenversammlung durch Beschluss, ob die 
Sitzung fortgesetzt wird, oder ob die restlichen Tagesordnungspunkte 
in einer Fortsetzungssitzung behandelt werden; der Termin und der Ort 
der Fortsetzungssitzung sind mit dem Beschluss festzulegen. Die Forst-
setzungssitzung findet spätestens am Tage der nächstfolgenden Sitzung 
der Stadtverordnetenversammlung statt und wird dieser vorangestellt; 
ausgenommen hiervon sind Sitzungen gemäß § 1 Absatz 5.

2. ABSchnItt
Stadtverordnete

§ 4 teilnahme an den Sitzungen 
(1)  An den öffentlichen Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung kön-

nen Zuhörer/innen nach Maßgabe der vorhandenen Plätze teilnehmen. 
(2)  Die Stadtverordnetenversammlung kann beschließen, Einwohner/innen, 

die vom Gegenstand der Beratung betroffen sind, oder Sachverständige 
zu hören. 

(3)  Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung sind gemäß ihrer Pflicht 
aus § 31 Absatz 1 BbgKVerf zur Teilnahme an den Sitzungen der Stadt-
verordnetenversammlung und der Ausschüsse, denen sie angehören, 
verpflichtet. 

(4)  Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung und von Ausschüssen, die 
verhindert sind, an einer Sitzung teilzunehmen, haben dies unverzüglich 
dem/der Vorsitzenden bzw. dem Sitzungsdienst mitzuteilen oder mittei-
len zu lassen. Entsprechendes gilt für Mitglieder, welche die Sitzung 
vorzeitig verlassen. 

(5)  Für jede Sitzung wird eine Anwesenheitsliste ausgelegt, in die jedes 
Mitglied der Stadtverordnetenversammlung bzw. des Ausschusses sich 
für seine Anwesenheit einträgt und persönlich unterzeichnet. Bei ver-
spätetem Erscheinen ist die Eintragung und Unterzeichnung während der 
Sitzung bei den Mitarbeitern/innen des Sitzungsdienstes nachzuholen. 

§ 5 Fraktionen
(1)  Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung können sich zu einer 

Fraktion zusammenschließen. Eine Fraktion in der Stadtverordnetenver-
sammlung der Stadt Angermünde besteht aus mindestens zwei Mitglie-
dern.

(2)  Der Zusammenschluss zu einer Fraktion, ihre Bezeichnung, die Na-
men der Mitglieder, des/der Vorsitzenden und seines/ihres Stellver-
treters bzw. dessen/deren Stellvertreterin sind dem/der Vorsitzenden 
der Stadtverordnetenversammlung gegenüber schriftlich mitzuteilen; 
dieser/diese gibt die Bildung der Fraktion in der Stadtverordnetenver-
sammlung bekannt. Der Zusammenschluss von Stadtverordneten wird 
mit dem Zugang der schriftlichen Mitteilung an den/die Vorsitzende/n 
der Stadtverordnetenversammlung wirksam. Das Gleiche gilt für spätere 
Änderungen. 

(3)  Bei der Wahl von Fraktionsbezeichnungen ist darauf zu achten, dass 
diese keinen Anlass zu Verwechslungen geben. 
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§ 6 Der Vorsitz
Die Sitzungsleitung in der Stadtverordnetenversammlung obliegt dem/der 
Vorsitzenden, bei seiner/ihrer Verhinderung seinen/ihren Stellvertreter/innen 
in der Reihenfolge ihrer Vertretungsbefugnis. Die Stadtverordnetenversamm-
lung wählt aus ihrer Mitte den/die Vorsitzende/n sowie zwei Stellvertreter/
innen. 

§ 7 Ordnungsbefugnisse
(1) Der/die Vorsitzende sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung und übt 

das Hausrecht aus.
(2)  Er/sie kann ein Mitglied der Stadtverordnetenversammlung zur Ordnung 

rufen, wenn dessen Verhalten den ordnungsgemäßen Ablauf stört. Mit 
dem dritten Ordnungsruf oder im Falle eines groben Verstoßes kann das 
Mitglied des Raumes verwiesen werden. 

(3)  Der/die Vorsitzende kann Zuhörer/innen aus dem Sitzungssaal ver-
weisen, wenn dies zur Aufrechterhaltung der Ordnung erforderlich ist. 
Äußerungen und Zeichen des Beifalls oder Missfallens seitens der Zu-
hörer/innen sind nicht gestattet. 

3. ABSchnItt
Anträge und Anfragen

§ 8 Änderungs-, Ergänzungs- und überweisungsanträge
(1)  Die Stadtverordneten, der/die Bürgermeister/in und die Ortsvorsteher/

innen können zu den Beratungsgegenständen schriftlich Änderungs- 
und Ergänzungsanträge oder Anträge zur Überweisung in einen oder 
mehrere Ausschüsse zum Zwecke der Beratung stellen. Das Recht 
der Einreicher von Beschlussvorlagen, diese bis zum Zeitpunkt der Be-
schlussfassung auch mündlich in der Sitzung zu ändern, wird hierdurch 
nicht berührt. Das Recht der Ortsvorsteher/innen beschränkt sich auf 
Angelegenheiten, die ihren jeweiligen Ortsteil betreffen. 

(2)  Wird die Überweisung an einen Ausschuss oder an mehrere Ausschüsse 
beschlossen, so ist die Angelegenheit nach der Behandlung im Aus-
schuss bzw. in den Ausschüssen unverzüglich erneut auf die Tagesord-
nung der Stadtverordnetenversammlung zu setzen. 

§ 9 redeordnung und Behandlung von Anträgen zur Geschäftsordnung
(1)  Soweit ein Tagesordnungspunkt erörtert wird, der im Zusammenhang 

mit einer Gesellschaft steht, an der die Stadt Angermünde mehrheitlich 
beteiligt ist, ist dem/der betreffenden Geschäftsführer/in auf Antrag 
einer Fraktion oder des Bürgermeisters / der Bürgermeisterin Rederecht 
zu gewähren. 

(2)  Soweit nicht in nichtöffentlicher Sitzung ein Tagesordnungspunkt erör-
tert wird, der im Zusammenhang mit einer Gesellschaft steht, an der 
die Stadt Angermünde mehrheitlich beteiligt ist, ist dem betreffenden 
Geschäftsführer auf Antrag einer Fraktion oder des Bürgermeisters / der 
Bürgermeisterin die Sitzungsteilnahme zu diesem Tagesordnungspunkt 
zu ermöglichen. Absatz 1 gilt entsprechend. Der/die Geschäftsführer/in 
ist auf die bestehende Verschwiegenheitspflicht hinzuweisen. 

(3)  Reden darf nur, wer von dem/der Vorsitzenden der Stadtverordnetenver-
sammlung das Wort erhalten hat. 

(4)  Der/die Vorsitzende erteilt das Wort nach der Reihenfolge der Wort-
meldungen, soweit nicht mit Zustimmung des/der Redeberechtigten 
hiervon abgewichen wird. Den Einreichern von Beschlussvorlagen wird 
bei Aufruf des Beratungsgegenstandes die Möglichkeit gegeben, als 
erste/erster Redeberechtigte/r das Wort zu ergreifen. 

(5)  Das Wort zur Geschäftsordnung ist jederzeit zu erteilen und darf sich 
nur auf den in der Beratung befindlichen Tagesordnungspunkt bezie-
hen. Dies geschieht durch den Zuruf „Zur Geschäftsordnung“ oder durch 
Erheben beider Hände. Über Anträge zur Geschäftsordnung ist unver-
züglich zu beraten und zu beschließen. Hiervon abweichend ist bei Ge-
schäftsordnungsanträgen auf Überweisung in einen oder mehrere Aus-

schüsse und auf Schluss einer Beratung dem Redner die Möglichkeit zu 
geben, seinen Redebeitrag zu beenden. Jeder Geschäftsordnungsantrag 
ist zu begründen. Eine Gegenrede ist zulässig. Bei Überweisungsanträ-
gen in einen oder mehrere Ausschüsse ist dem/der Einreicher/in des 
Beratungsgegenstandes, über dessen Überweisung zu entscheiden ist, 
das Wort zu erteilen. 

(6)  Während der Beratung eines Gegenstandes kann von einem Mitglied 
der Stadtverordnetenversammlung, welches noch nicht zur Sache 
gesprochen hat, jederzeit „Schluss der Beratung“ beantragt werden. 
Ein solcher Geschäftsordnungsantrag darf erst dann zur Abstimmung 
gestellt werden, wenn der/die Bürgermeister/in, alle Fraktionen und 
die fraktionslosen Stadtverordneten Gelegenheit hatten, zur Sache zu 
sprechen. Jeder Antrag auf Schluss der Beratung ist zu begründen. Eine 
Gegenrede ist zulässig. Sofern der Gegenstand der Beratung die Belan-
ge eines Ortsteils berührt, ist dem/der jeweiligen Ortsvorsteher/in vor 
dem Schluss der Beratung nach erfolgter Wortmeldung das Wort zu 
erteilen. 

(7)  Dem/der Bürgermeister/in ist auch außerhalb der Reihe der Wortmel-
dungen jederzeit das Wort zu erteilen. Gleiches gilt für die Fachbe-
reichsleiter/innen im Rahmen der Behandlung von Angelegenheiten, 
die ihren Geschäftsbereich betreffen. Mitarbeiter/innen der Stadtver-
waltung Angermünde ist das Wort zu erteilen, wenn dies der/die Bür-
germeister/in wünscht. 

(8)  Die Redezeit zur Begründung von eingereichten Beratungsgegenständen 
sowie von Anträgen gemäß § 8 Absatz 1 soll fünf Minuten nicht über-
schreiten. Weitere Redebeiträge sind auf drei Minuten je Redebeitrag 
zu begrenzen. Ein Verstoß hingegen kann von dem/der Vorsitzenden 
entsprechend der Regelungen des § 7 Absatz 2 geahndet werden.

(9)  Die Vorsitzenden der Beiräte gemäß Hauptsatzung können sich im Rah-
men ihrer Zuständigkeit zu den Beratungsgegenständen der jeweiligen 
Sitzung äußern, sobald ihm/ihr durch den/die Vorsitzende/n der Stadt-
verordnetenversammlung das Wort erteilt worden ist. Die Ortsvorste-
her/innen haben in den öffentlichen und nichtöffentlichen Sitzungen ein 
aktives Teilnahmerecht, soweit Angelegenheiten des Ortsteils berührt 
sind. 

§ 10 Anfragen 
(1)  Jeder/Jede Stadtverordnete ist berechtigt, Anfragen über Angelegen-

heiten der Stadt an den/die Bürgermeister/in oder den/die Vorsitzen-
de/n zu richten. Anfragen sind schriftlich oder in elektronischer Form 
einzureichen und müssen vom Anfragenden im Original unterzeichnet 
sein. 

(2)  Anfragen sollen mindestens 14 Kalendertage vor der Sitzung im Büro 
der Stadtverordnetenversammlung vorliegen, um in die Tagesordnung 
aufgenommen zu werden. Der Sitzungstag wird bei der Frist nicht mit-
gerechnet. Später eingereichte Anfragen sollen nach Möglichkeit in der 
Stadtverordnetenversammlung behandelt werden. 

(3)  Anfragen sind von dem/der Bürgermeister/in oder dem/der Vorsitzenden 
innerhalb einer Frist von 14 Kalendertagen zu beantworten. Fristgerecht 
eingereichte Anfragen sollen bis zur Sitzung beantwortet werden. Sollte 
eine Beantwortung innerhalb dieser Frist nicht möglich sein, erhält der 
Anfragende vor Ablauf der Frist eine Zwischeninformation, bis wann die 
Beantwortung erfolgt. 

(4)  Anfragen werden unter dem Tagesordnungspunkt „Anfragen, Anregun-
gen und Informationen von Fraktionen und Stadtverordneten sowie im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit von Ortsvorsteher/innen und den Vorsitzen-
den der Beiräte gemäß Hauptsatzung“ von dem/der Vorsitzende/n oder 
dem/der Bürgermeister/in beantwortet.

 Der/die Bürgermeister/in kann die Beantwortung einer Anfrage dem/der 
hierfür zuständigen Fachbereichsleiter/in übertragen. Die Reihenfolge 
der Behandlung der Anfragen wird durch den Zeitpunkt des Eingangs 
der Anfragen im Büro der Stadtverordnetenversammlung bestimmt.

 Der Eingang ist auf den Anfragen entsprechend zu vermerken. Zur 
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Behandlung der Anfragen ruft der/die Vorsitzende der Stadtverordne-
tenversammlung die Drucksachennummer, den Inhalt der Anfrage und 
den Namen des/der Anfragenden auf und verweist auf die schriftlich 
vorliegende Antwort. Anfragen dürfen nur aufgerufen werden, wenn 
der Anfragende anwesend ist. Ist der Anfragende nicht anwesend oder 
kann die Anfrage aufgrund des zeitlichen Ablaufes des Tagesordnungs-
punktes nicht mehr behandelt werden, ist die Behandlung der Anfrage 
mit der schriftlichen oder elektronischen Beantwortung abgeschlossen.

 Die Dauer des Tagesordnungspunktes „Anfragen, Anregungen und Infor-
mationen von Fraktionen und Stadtverordneten sowie im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit von Ortsvorsteher/innen und den Vorsitzenden der Beiräte 
gemäß Hauptsatzung“ soll eine Stunde nicht übersteigen. 

(5)  Jeder Anfragende kann bis zu zwei Zusatzfragen, jeder andere Stadtver-
ordnete eine Zusatzfrage stellen. Zusatzfragen müssen mit der Haupt-
frage in unmittelbarem Zusammenhang stehen und dürfen jeweils nur 
eine einzige, nicht unterteilte Frage enthalten.

 Die Redezeit für das Stellen einer Zusatzfrage ist auf eine Minute 
und die Beantwortung aller Zusatzfragen auf insgesamt fünf Minuten 
begrenzt. Der Vorsitzende kann weitere Zusatzfragen ablehnen, wenn 
durch sie die ordnungsgemäße Abwicklung des Tagesordnungspunktes 
„Anfragen, Anregungen und Informationen von Fraktionen und Stadt-
verordneten sowie im Rahmen ihrer Zuständigkeit von Ortsvorsteher/
innen und den Vorsitzenden der Beiräte gemäß Hauptsatzung“ gefähr-
det wird.

 Zusatzfragen sind grundsätzlich schriftlich einzureichen und können in 
der Sitzung mündlich beantwortet werden, soweit sich der Befragte 
hierzu in der Lage sieht. Die schriftliche oder elektronische Beantwor-
tung erfolgt innerhalb von 14 Kalendertagen. Von einer schriftlichen Ein-
reichung der Zusatzfrage und deren schriftlicher oder elektronischer Be-
antwortung kann abgesehen werden, soweit die Zusatzfrage umfassend 
beantwortet ist und der Anfragende auf eine schriftliche Beantwortung 
verzichtet. Die Zusatzfrage und die Antwort werden entsprechend in der 
Niederschrift vermerkt.

(6)  Anfragen, die erst in der Sitzung gestellt werden, sind grundsätzlich 
schriftlich vorzulegen und können in der Sitzung mündlich beantwor-
tet werden, wenn sich der Befragte hierzu in der Lage sieht. Es sind 
Einzelfragen zulässig, die sich auf aktuelle Angelegenheiten der Stadt 
Angermünde beziehen.

 Der/die Anfragende kann den Ausgangspunkt der Anfrage einleitend 
kurz darstellen und anschließend seine Anfrage vortragen. Die Redezeit 
für das Stellen einer Anfrage sowie für deren Beantwortung soll zehn 
Minuten nicht überschreiten.

 Erklärt der Anfragende, dass seine Anfrage in der Sitzung mündlich 
ausreichend beantwortet wurde und er auf eine schriftliche oder elek-
tronische Beantwortung verzichtet, so erfolgt keine Registrierung der 
Anfrage als Drucksache. Die Anfrage und die Antwort werden entspre-
chend in der Niederschrift vermerkt. 

(7)  Anfragen, die sich nicht auf Angelegenheiten der Stadt Angermünde 
beziehen oder benannten Formvorschriften nicht entsprechen, kann der 
Befragte zurückweisen. 

(8)  Die Antworten auf Anfragen und Zusatzfragen sind dem Anfragenden 
schriftlich im Original und den übrigen Stadtverordneten in Kopie oder 
elektronisch zuzusenden. Gleichzeitig werden die Antworten auf der 
über das Ratsinfoportal der Stadt Angermünde in elektronischer Form 
bereitgestellt.

4. ABSchnItt
Durchführung der Sitzung

§ 11 Abstimmungen
(1)  Grundsätzlich wird offen durch Hand- oder Kartenzeichen abgestimmt. 

Auf Verlangen von mindestens vier Mitgliedern der Stadtverordneten-

versammlung oder einer Fraktion ist namentlich abzustimmen. Bei der 
offenen Abstimmung stellt der/die Vorsitzende der Stadtverordneten-
versammlung fest, ob dem Abstimmungsgegenstand einstimmig oder 
mit Mehrheit zugestimmt oder dieser einstimmig oder mehrheitlich 
abgelehnt wurde. Stimmenthaltungen werden bei der Feststellung, 
ob einem Abstimmungsgegenstand mehrheitlich oder einstimmig zu-
gestimmt wurde bzw. dieser mehrheitlich oder einstimmig abgelehnt 
wurde, nicht berücksichtigt.

 Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit gefasst, soweit durch 
Gesetz kein hiervon abweichendes Quorum vorgeschrieben ist. Bei 
Beschlüssen, die nicht der einfachen Mehrheit bedürfen sowie auf 
Verlangen einer Fraktion oder des Bürgermeisters / der Bürgermeiste-
rin stellt der/die Vorsitzende das Abstimmungsergebnis unter Angabe 
der ermittelten Ja-Stimmen, Nein-Stimmen bzw. Stimmenthaltungen 
fest.

 Das jeweilige festgestellte Abstimmungsergebnis ist in die Nieder-
schrift aufzunehmen. Wird das Abstimmungsergebnis sofort nach der 
Abstimmung angezweifelt, so muss die offene Abstimmung vor Behand-
lung des nächsten Tagesordnungspunktes wiederholt werden.

 Jedes Mitglied der Stadtverordnetenversammlung kann verlangen, dass 
in der Niederschrift festgehalten wird, wie es abgestimmt hat. Dies gilt 
nicht für die Stimmabgabe bei geheimen Wahlen. 

(2)  Bei namentlicher Abstimmung werden die Mitglieder der Stadtverord-
netenversammlung einzeln in alphabetischer Reihenfolge aufgerufen. 
Sie antworten mit „Ja“, „Nein“ oder „Enthaltung“. Die Antworten der 
Stadtverordneten sowie die Namen derjenigen, die sich an der Abstim-
mung nicht beteiligt haben, sind in der Niederschrift festzuhalten. 

(3)  Liegen zu einem Tagesordnungspunkt Änderungs- oder Ergänzungsan-
träge vor, wird zuerst über den weitestgehenden Antrag, bei Beschluss-
vorlagen über den von der Vorlage am weitesten abweichenden Antrag, 
abgestimmt. Bei Änderungs- und Ergänzungsanträgen mit finanziellen 
Auswirkungen hat derjenige den Vorrang, der die höchsten Mehrausga-
ben oder Mindereinnahmen bewirkt.

 In Zweifelsfällen entscheidet der/die Vorsitzende der Stadtverordneten-
versammlung.

(4)  Auf Antrag, der mit Stimmenmehrheit angenommen wurde, ist über 
einzelne Teile des Abstimmungsgegenstandes gesondert abzustimmen. 
Über den Abstimmungsgegenstand ist einschließlich der befürworteten 
Änderungs- oder Ergänzungsanträge danach insgesamt zu beschließen. 

(5)  Anträge zur Geschäftsordnung haben jederzeit den Vorrang und müssen 
vor allen anderen Anträgen erledigt werden. 

§ 12 Wahlen 
(1)  Gewählt wird geheim, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

Abweichungen können vor der jeweiligen Wahl einstimmig beschlos-
sen werden. Bei geheimen Wahlen werden die Mitglieder der Stadt-
verordnetenversammlung in alphabetischer Reihenfolge aufgerufen. Sie 
nehmen vom Schriftführer/von der Schriftführerin den Stimmzettel in 
Empfang und stimmen in der Wahlkabine ab. Anschließend werfen sie 
den gefalteten Stimmzettel in die Wahlurne.

(2)  Es sind äußerlich gleiche Stimmzettel zu verwenden. Die Stimmzettel 
sind so vorzubereiten, dass sie nur noch mit einem Kreuz mit gleichem 
Schreibgerät zu kennzeichnen sind. Bei weiterer Beschriftung, Gestal-
tung und fehlender Kennzeichnung des Stimmzettels ist die Stimme 
ungültig. 

(3)  Die abgegebenen Stimmen werden durch den/die Vorsitzende/n und 
eine/n seiner/ihrer Stellvertreter/innen ausgezählt. Die Stimmzettel 
sind bis zum Ablauf der Wahlperiode aufzubewahren und danach zu 
vernichten.

(4)  Der/die Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung gibt das festge-
stellte Ergebnis der Wahl bekannt. 

(5)  Bei offenen Wahlen gelten die Regelungen des § 11 Absatz 1 entspre-
chend. 
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§ 12 a Briefwahlen 
(1)  In Sitzungen, in denen die Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung 

auf begründeten Antrag per Video teilnehmen, sowie in Video- und Au-
diositzungen nach § 50a BbgKVerf. sind geheime Wahlen unzulässig. 
Geheime Wahlen erfolgen im Nachgang der jeweiligen Sitzung durch 
Briefwahlen. 

(2)  Zur Durchführung von Briefwahlen während einer Wahlperiode ist eine 
ständige Wahlkommission zu bilden. Die Wahlkommission besteht aus 
drei Mitgliedern sowie deren jeweiligen Stellvertreterinnen/Stellvertre-
tern. Die Fraktionen können zu deren Bildung jeweils eine/n Kandidatin/
Kandidaten aus ihrer Fraktion benennen. Fraktionslose Mitglieder der 
Stadtverordnetenversammlung können eine Gruppe bilden und eine/n 
Kandidatin/Kandidaten benennen. Aus dem Pool der Kandidatinnen/
Kandidaten werden die Mitglieder der Wahlkommission per Losverfah-
ren bestimmt. Zuerst wird die/der Vorsitzende der Wahlkommission, da-
nach die/der stellvertretende Vorsitzende der Wahlkommission, danach 
das dritte Mitglied der Wahlkommission und danach jeweils das 1., 2. 
und 3. Stellvertretende Mitglied der Wahlkommission ausgelost. 

(3)  Die Briefwahlunterlagen werden durch den Sitzungsdienst unverzüglich 
nach der jeweiligen Sitzung erstellt und an die Mitglieder der Stadt-
verordnetenversammlung versendet. Die Briefwahlunterlagen bestehen 
aus dem Anschreiben an die Mitglieder der Stadtverordnetenversamm-
lung, dem Wahlschein, dem Wahlbriefumschlag, dem Stimmzettel und 
dem Stimmzettelumschlag. 

(4)  Der Stimmzettel ist durch das jeweilige Mitglied der Stadtverordneten-
versammlung persönlich und unbeobachtet auszufüllen. Ist ein Mitglied 
der Stadtverordnetenversammlung wegen einer körperlichen Beein-
trächtigung nicht in der Lage, die Briefwahl persönlich zu vollziehen, 
kann es sich der Hilfe einer Person seines Vertrauens (Hilfsperson) be-
dienen. Der Stimmzettel ist anschließend in den Stimmzettelumschlag 
einzulegen und der Stimmzettelumschlag sodann zu verschließen. Die 
auf den Wahlschein gedruckte Versicherung an Eides statt ist vom Mit-
glied der Stadtverordnetenversammlung unter Angabe des Datums zu 
unterzeichnen. Der unterschriebene Wahlschein und der verschlosse-
ne Stimmzettelumschlag sind in den Wahlbriefumschlag zu legen und 
dieser ist sodann ebenfalls zu verschließen. Der Wahlbriefumschlag 
ist binnen der Frist nach Absatz 5 an den Sitzungsdienst zu senden, 
in den Briefkasten des Rathauses der Stadt Angermünde, Markt 24, 
16278 Angermünde einzulegen oder beim Sitzungsdienst persönlich 
abzugeben. 

(5)  Sofern die Stadtverordnetenversammlung keine abweichende Frist 
bestimmt, beträgt die Frist für den Eingang der Wahlbriefe 12,5 Tage. 
Der Tag der Sitzung wird hierbei nicht mitgezählt. Die Frist endet damit 
beispielsweise im Fall der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung an 
einem Mittwoch am auf die Sitzung folgenden zweiten Dienstag, 12:00 
Uhr. 

(6)  Auf jedem einzelnen Wahlbriefumschlag ist durch die Stadtverwaltung 
der Tag des Zugangs zu vermerken. Auf den am letzten Tag der Ein-
gangsfrist nach 12:00 Uhr eingegangenen Briefen ist zusätzlich die Uhr-
zeit zu notieren. Zugegangene Wahlbriefe werden vom Sitzungsdienst 
in einer dafür bestimmten, versiegelten Wahlurne gesammelt. 

(7)  Die Wahlkommission öffnet nach Ablauf der Briefwahlfrist die Wahlur-
ne. Die Wahlbriefumschläge werden sodann durch die Wahlkommission 
geprüft und einzeln geöffnet. Ein Wahlbrief ist zurückzuweisen, wenn:
a)  der Wahlbrief nicht fristgerecht eingegangen ist;
b)  der Wahlbriefumschlag keinen oder keinen gültigen Wahlschein 

enthält;
c)  dem Wahlbriefumschlag kein Stimmzettelumschlag beigefügt ist;
d)  weder der Wahlbriefumschlag noch der Stimmzettelumschlag ver-

schlossen ist;
e)  der Wahlbriefumschlag mehrere Stimmzettelumschläge, aber nicht 

die gleiche Anzahl gültiger und mit der vorgeschriebenen Versiche-
rung an Eides statt versehener Wahlscheine enthält;

f)  das Mitglied der Stadtverordnetenversammlung oder die Hilfsper-
son die vorgeschriebene Versicherung an Eides statt zur Briefwahl 
auf dem Wahlschein nicht unterschrieben hat;

g)  nicht der vom Sitzungsdienst mit den Briefwahlunterlagen übersen-
dete Stimmzettelumschlag benutzt worden ist;

(8)  Zurückgewiesene Wahlbriefe werden nicht als abgegebene Stimmen 
gezählt. Sie werden bis zur Feststellung des Wahlergebnisses verwahrt. 
Die Stimmzettelumschläge der zugelassenen Wahlbriefe werden unge-
öffnet in die Wahlurne zurückgelegt. Sind alle Wahlbriefe geöffnet, über 
ihre Zulassung entschieden und die Stimmzettelumschläge der zugelas-
senen Wahlbriefe in die Urne eingelegt, öffnet die Wahlkommission die 
Stimmzettelumschläge der zugelassenen Wahlbriefe. 

(9)  Die Wahlkommission zählt die abgegebenen Stimmen. Ungültig sind 
Stimmen, wenn
a)  dem Stimmzettelumschlag kein Stimmzettel einliegt;
b)  nicht der den Briefwahlunterlagen beigefügte Stimmzettel verwen-

det wurde;
c)  der Stimmzettel keine oder mehr als eine oder mehr als an Stimmen 

zur jeweiligen Wahl zur Verfügung stehende Kennzeichnungen ent-
hält;

d)  der Stimmzettel nicht eindeutig und zweifelsfrei den Willen des 
wahlberechtigten Mitgliedes der Stadtverordnetenversammlung 
erkennen lässt;

e)  der Stimmzettel einen Zusatz oder einen Vorbehalt enthält, durch-
gestrichen, zerrissen oder durchgeschnitten ist. 

(10)  In Zweifelsfällen über die Gültigkeit eines Stimmzettels entscheidet die 
Wahlkommission nach Abstimmung. 

(11)  Die Wahlkommission teilt der/dem Vorsitzenden der Stadtverordneten-
versammlung das nach Auszählung der Stimmen ermittelte Wahlergeb-
nis mit.

§ 13 niederschrift
(1)  Der/die Bürgermeister/in ist für die Niederschrift verantwortlich. Er/sie 

bestimmt den/die Schriftführer/in. 
(2)  Über jede Sitzung der Stadtverordnetenversammlung ist eine Nieder-

schrift gemäß der nachstehenden Auflistung anzufertigen: 
1.  Ort, Tag, Beginn und Ende der Sitzung
2.  Namen der anwesenden und fehlenden Mitglieder der Stadtver-

ordnetenversammlung; sofern ein Mitglied verspätet zu der Sitzung 
erscheint oder diese vorzeitig verlässt, ist dies zu vermerken

3.  Namen 
–  der teilnehmenden Ortsvorsteher/innen, Vorsitzenden der 

Beiräte gemäß Hauptsatzung, Fachbereichsleiter/innen und 
Verwaltungsmitarbeiter/innen

 –  der zu den einzelnen Tagesordnungspunkten zur Beratung zuge-
lassenen Personen

4.  Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Ladung
5.  Feststellung der Beschlussfähigkeit
6.  Tagesordnung
7.  Wortlaut der Anträge mit dem Namen der Antragsteller/innen
8.  wesentlicher Inhalt von Wortbeiträgen in der Einwohnerfragestun-

de mit der Angabe des Namens des Fragestellers und wesentlicher 
Inhalt des Wortbeitrages des/der Antwortgebenden

9.  wesentlicher Inhalt von unter dem Tagesordnungspunkt „Anfragen, 
Anregungen und Informationen von Fraktionen und Stadtverordne-
ten sowie im Rahmen ihrer Zuständigkeit von Ortsvorsteher/innen 
und den Vorsitzenden der Beiräte gemäß Hauptsatzung“ gehalte-
nen Wortbeiträgen und ggf. deren mündlicher Beantwortung; sofern 
eine schriftliche Beantwortung vorliegt, ist diese als Anlage der Nie-
derschrift beizufügen

10.  wesentlicher Inhalt von Wortbeiträgen zu einem bestimmten Tages-
ordnungspunkt und ggf. deren Beantwortung, sofern dies unmittel-
bar vor oder nach den Wortbeiträgen von den Vortragenden verlangt 
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wird; wesentlicher Inhalt von Anregungen zur Vornahme bzw. zur 
Unterlassung von bestimmten Handlungen; Wortbeiträge, die dem/
der Schriftführer/in in Schriftform übergeben werden; die gemäß 
Ziffer 10 aufgenommenen Passagen sind gesondert kenntlich zu 
machen

11.  Ergebnisse der Abstimmungen und Wahlen
12.  Namen der Stadtverordneten, die wegen Befangenheit an der Bera-

tung und der Entscheidung einer Angelegenheit nicht teilgenommen 
haben

13.  Wortlaut der Beschlüsse
14.  Informationen des/der Vorsitzenden der Stadtverordnetenversamm-

lung mit dem wesentlichen Inhalt
15.  Informationen aus der Stadtverwaltung mit dem wesentlichen Inhalt
16.  Ausschluss und Wiederherstellung der Öffentlichkeit

(3)  Angelegenheiten, die in nichtöffentlicher Sitzung behandelt wurden, 
sind gesondert zu protokollieren. 

(4)  Tonaufzeichnungen zur Erleichterung der Niederschrift sind in öffentli-
cher und nichtöffentlicher Sitzung zulässig. Sie sind nach der darauffol-
genden Sitzung zu löschen.

(5)  Die Niederschrift muss von dem/der Vorsitzenden und dem/der Schrift-
führer/in unterzeichnet werden. Sie ist den Mitgliedern der Stadtverord-
netenversammlung, den Ortsvorsteher/innen sowie den Vorsitzenden 
der Beiräte gemäß Hauptsatzung innerhalb von einem Monat nach dem 
Sitzungstermin, zuzuleiten. Die Niederschrift gemäß Absatz 3 wird den 
Vorsitzenden der Beiräte gemäß Hauptsatzung nicht und den Ortsvor-
steher/innen nur im Falle der Berührung von Angelegenheiten ihres 
Ortsteils auszugsweise übersandt. 

(6)  Einwendungen zur Niederschrift sind bis zum Tag vor der nächsten Sit-
zung der Stadtverordnetenversammlung schriftlich (auch elektronisch) 
dem Sitzungsdienst zu übergeben. Über Einwendungen zur Niederschrift 
entscheidet die Stadtverordnetenversammlung. 

(7)  Soweit nicht im Einzelfall aus Gründen des öffentlichen Wohls oder zur 
Wahrung von Rechten Dritter etwas anderes beschlossen wird, wird die 
Öffentlichkeit über den wesentlichen Inhalt der Beschlüsse der Stadt-
verordnetenversammlung unterrichtet. Die Unterrichtung erfolgt über 
das Ratsinfoportal. 

5. ABSchnItt
Ausschüsse

§ 14 Einberufung und Arbeitsweise
Für Geschäftsgang und Verfahren des Hauptausschusses und der weiteren 
von der Stadtverordnetenversammlung gebildeten Ausschüsse gelten die 
Vorschriften dieser Geschäftsordnung sinngemäß, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist. In den Sitzungen der Ausschüsse haben die sachkun-

digen Einwohner/innen in Erweiterung von § 3 Absatz 3 Ziffer 9 ebenfalls 
das Recht, Anfragen zu stellen. Abweichend von § 13 Absatz 5 Satz 2 sind 
die Niederschriften der Fachausschüsse innerhalb von 14 Tagen nach dem 
jeweiligen Sitzungstermin den Mitgliedern der Stadtverordnetenversamm-
lung, den Ortsvorsteher/innen sowie den Vorsitzenden der Beiräte gemäß 
Hauptsatzung zuzuleiten.
Die Einladungen für die Ausschusssitzungen mit den dazugehörigen Be-
schlussvorlagen werden auch an die fraktionslosen Stadtverordneten zur 
Kenntnis übersandt. 
Sofern an einer Ausschusssitzung der/die Bürgermeister/in bzw. der/die für 
den jeweiligen Ausschuss zuständige Fachbereichsleiter/in nicht teilneh-
men, unterrichten der/die Bürgermeister/in bzw. der/die Fachbereichsleiter/
in den jeweiligen Ausschussvorsitzenden/die jeweilige Ausschussvorsitzen-
de darüber, durch welchen/welche Verwaltungsmitarbeiter/in sie in der Aus-
schusssitzung vertreten werden. 

6. ABSchnItt
Ortsbeiräte

§ 15 Einberufung und Arbeitsweise 
Für den Geschäftsgang und das Verfahren der Sitzungen der Ortsbeiräte 
gelten die Vorschriften dieser Geschäftsordnung in sinngemäßer Weise; an 
Stelle des/der Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung tritt der/die 
Ortsvorsteher/in. 
Die Fertigung der Niederschriften obliegt dem Ortsbeirat, sie sind durch den/
die Ortsvorsteher/in zu unterzeichnen. Die Niederschriften werden dem/der 
Bürgermeister/in zugeleitet. 
Der/die Ortsvorsteher/in informiert die Ortsbeiratsmitglieder über die Sitzun-
gen der Stadtverordnetenversammlung und ihrer Ausschüsse.

7. ABSchnItt
Schlussbestimmungen

§ 16 In-Kraft-treten
Die Geschäftsordnung tritt mit dem Tage nach der Beschlussfassung durch 
die Stadtverordnetenversammlung in Kraft.
Die Geschäftsordnung wird im Amtsblatt für die Stadt Angermünde bekannt 
gemacht. 

Angermünde, den 14.12.2023

Wolfgang Krakow
Vorsitzender der Stadtverordnetenversammlung

– Amtliche Bekanntmachungen –
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– Amtliche Bekanntmachungen –

Öffentliche Bekanntmachung über die Auflösung des Kehrbezirkes UM 001

Der Kehrbezirk UM 001 ist dauerhaft unbesetzt, wird daher wie folgt endgül-
tig aufgelöst und aufgeteilt:

Dem Kehrbezirk UM 002 (Herr Guido Röseler, Heinersdorf, Lange Straße 
12, 16303 Schwedt/Oder) werden mit Wirkung zum 01.01.2024 die Orte bzw. 
Straßen zugeordnet:

Gartz (Bahnhof Geesow 1 – 8), Geesow, Hohenreinkendorf (Am Räu-
bertanger 1), Luckow, Mescherin, Neurochlitz, Petershagen, Radekow, 
Rosow, Schönfeld, Schwedt/Oder (Dr.-Wilhelm-Külz-Viertel; Felchower 
Straße alle Haus-Nr. außer 2, 29, 31, 46, 58; Grambauerstraße 26 – 32; 
Kummerower Straße; Stadtpark 4 – 6), Staffelde, Tantow (Geesower 
Weg 2 – 3) und Wartin.

Dem Kehrbezirk UM 003 (Herr Karsten Scheetz, Bahnhofstraße 28a, 16247 
Althüttendorf) werden mit Wirkung zum 01.01.2024 die Orte bzw. Straßen 
zugeordnet:

Greiffenberg.

Dem Kehrbezirk UM 004 (Herr Sylvio Felske, Meyenburg, An den Kastanien 
1c, 16303 Schwedt/Oder) werden mit Wirkung zum 01.01.2024 die Orte bzw. 
Straßen zugeordnet:

Friedrichsthal, Groß Pinnow, Hohenreinkendorf (alle Haus-Nr. außer Am 
Räubertanger 1), Hohenselchow, Schwedt/Oder (Am Kniebusch; Dob-
berziner Straße; Flemsdorfer Straße 21 – 27; Kastanienallee; Leverku-
sener Straße 33 – 41; Lilo-Herrmann-Straße 1 – 49 ungerade Haus-Nr.; 
Uckermärkische Straße 26 – 34), Tantow (alle Haus-Nr. außer Geesower 
Weg 2 – 3).

Dem Kehrbezirk UM 007 (Herr Dirk Graue, Birkenweg 1, 16303 Schwedt/
Oder) werden mit Wirkung zum 01.01.2024 die Orte bzw. Straßen zugeord-
net:

Gartz (alle Haus-Nr. außer Bahnhof Geesow 1 – 8), Schwedt/Oder (Bie-
senbrower Straße 1, 3, 5, 7; Ehm-Welk-Straße 43 – 58 gerade Haus-Nr.; 
Leverkusener Straße 21 – 27).

gez. Karina Dörk
Landrätin

Öffentliche Bekanntmachung

Inkrafttreten des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Photovoltaikfreiflächenanlage –
hausmülldeponie Leistenhof“ nach § 10 BauGB

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Angermünde hat am 
18.10.2023 in öffentlicher Sitzung den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
„Photovoltaikfreiflächenanlage –
Hausmülldeponie Leistenhof“ vom 28.08.2023 bestehend aus der Planzeich-
nung und den textlichen Festsetzungen gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) als Satzung beschlossen. Die Planbegründung mit Umweltbericht 
wurde gebilligt. 
Das Plangebiet des VBPs befindet sich im Süden des Stadtgebietes An-
germünde, östlich angrenzend an die Bundesstraße B2 (Berliner Tor). Der 
Geltungsbereich des VBPs umfasst die Grundstücke der Gemarkung An-
germünde, Flur 10, Flurstücke 113 (teilweise), 118 (teilweise), 119, 120/1 
teilweise, 120/2 und 121. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist im 
beiliegenden Kartenausschnitt dargestellt (Anlage Lageplan).
Der Satzungsbeschluss für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Photo-
voltaikfreiflächenanlage – Hausmülldeponie Leistenhof“ wird hiermit gemäß 
§ 10 Abs. 3 BauGB öffentlich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung 
im Amtsblatt für die Stadt Angermünde tritt der Bebauungsplan in Kraft.
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit 
der Planbegründung und dem Umweltbericht sowie der zusammenfassenden 
Erklärung nach § 10 a Absatz 1 BauGB für jedermann in der Stadtverwaltung 
Angermünde, Bauverwaltung, Markt 24 in 16278 Angermünde während der 
üblichen Dienststunden zur Einsicht bereitgehalten; über deren Inhalt wird 
auf Verlangen Auskunft erteilt, weiterhin sind die Unterlagen im Internet 
unter www.angermuende.de/buergerservice/ortsrecht-angermuende/ und 
im zentralen Internetportal des Landes einsehbar. 

hinweis:
Unbeachtlich werden:
1. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis Nr. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 BauGB beachtliche Ver-

letzung der Vorschriften über das Verhältnis des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes und dem Flächennutzungsplan und

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtlichen Mängel des Abwä-
gungsvorganges 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach dem Tag der Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Stadt Angermünde unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhaltes geltend gemacht worden sind (§ 215 
Absatz 1 BauGB). Dies gilt auch für beachtliche Fehler nach § 214 Abs. 2a 
BauGB.
Im Weiteren wird hingewiesen auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 
und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle 
der in §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistun-
gen schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen sind, und des § 
44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn 
der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren gestellt ist.
Ferner wird auf § 3 Absatz 4 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg (BbgKVerf) hingewiesen. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften ist danach unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines 
Jahres seit der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung gegenüber der 
Gemeinde unter der Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, 
die den Mangel ergibt, geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn die 
Vorschriften über die Genehmigung der Satzung verletzt worden sind. Satz 
1 gilt auch für die Verletzung von landesrechtlichen Verfahrens- und Form-
vorschriften über die öffentliche Bekanntmachung, jedoch nur dann, wenn 
sich die Betroffenen aufgrund der tatsächlich bewirkten Bekanntmachung in 
zumutbarer Weise verlässlich Kenntnis von dem Satzungsinhalt verschaffen 
konnten.

Angermünde, 09.01.2023

Frederik Bewer
Bürgermeister



AmtsblAtt für die Stadt Angermünde 23. Januar 2024 | Nr. 1 | Woche 3 | 9 |

– Amtliche Bekanntmachungen –

Anlage Lageplan: Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Photovoltaikfreiflächenanlage –  
hausmülldeponie Leistenhof“

© GeoBasis-DE/LGB/LBGR, dl-de/by-2-0, (Daten geändert)

Öffentliche Bekanntmachung der Genehmigung zur Änderung des teil-Flächennutzungsplans 
Stadt Angermünde 2. Änderung, Bereich hausmülldeponie Leistenhof nach § 6 BauGB

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Angermünde hat in ihrer Sit-
zung am 18.10.2023 die Änderung des Teil-Flächennutzungsplans Stadt An-
germünde 2. Änderung, Bereich Hausmülldeponie Leistenhof, bestehend aus 
der Planzeichnung und der Begründung mit Umweltbericht, festgestellt und 
gemäß § 6 Abs. 1 BauGB der höheren Verwaltungsbehörde zur Genehmigung 
vorgelegt.
Die Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde mit Az: 63-02989-23-46 
vom 02.01.2024 wurde erteilt. Die Änderung des Teil-Flächennutzungsplans 
Stadt Angermünde 2. Änderung, Bereich Hausmülldeponie Leistenhof wird 
mit dieser Bekanntmachung wirksam.

Gemäß § 6 Abs. 5 BauGB kann jedermann die Änderung des FNPs mit der 
Begründung und der zusammenfassenden Erklärung über die Art und Weise, 
wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behör-
denbeteiligung in dem Flächennutzungsplan berücksichtigt wurden, und aus 
welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht 

kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, für je-
dermann in der Stadtverwaltung Angermünde, Bauverwaltung, Markt 24 in 
16278 Angermünde während der üblichen Dienststunden zur Einsicht bereit-
gehalten; über deren Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt. Die Unter-
lagen sind gemäß § 6a Abs. 2 BauGB im Internet unter www.angermuende.
de/buergerservice/ortsrecht-angermuende/ und im zentralen Internetportal 
des Landes einsehbar. 

hinweise:
Unbeachtlich werden:
1. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis Nr. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 BauGB beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes und dem Flächennutzungsplan und
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– Ende der amtlichen Bekanntmachungen –

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtlichen Mängel des Abwä-
gungsvorganges, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach dem Tag 
der Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Angermünde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhaltes geltend ge-
macht worden sind (§ 215 Absatz 1 BauGB). Dies gilt auch für beachtli-
che Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB.

Ferner wird auf § 3 Absatz 4 der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg (BbgKVerf) hingewiesen. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften ist danach unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines 
Jahres seit der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung gegenüber der 
Gemeinde unter der Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, 
die den Mangel ergibt, geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn die 

Vorschriften über die Genehmigung der Satzung verletzt worden sind. Satz 
1 gilt auch für die Verletzung von landesrechtlichen Verfahrens- und Form-
vorschriften über die öffentliche Bekanntmachung, jedoch nur dann, wenn 
sich die Betroffenen aufgrund der tatsächlich bewirkten Bekanntmachung in 
zumutbarer Weise verlässlich Kenntnis von dem Satzungsinhalt verschaffen 
konnten.

Angermünde, 09.01.2024

Frederik Bewer
Bürgermeister

– Amtliche Bekanntmachungen –



AmtsblAtt für die Stadt Angermünde 23. Januar 2024 | Nr. 1 | Woche 3 | 11 |

– Amtliche Mitteilungen –

„Zuschüsse an Vereine für Projekte der Kinder- und Jugendarbeit  
aus Spendenmitteln der Stromversorgung Angermünde Gmbh und  

Gasversorgung Angermünde Gmbh 2024“

Alle gemeinnützigen Vereine der Stadt Angermünde können ab sofort einen 
Antrag auf einen finanziellen Zuschuss für Projekte der Kinder- und Jugend-
arbeit für das Jahr 2024 stellen. Die Zuschüsse werden aus Spendenmit-
teln der Stromversorgung Angermünde GmbH/Gasversorgung Angermünde 
GmbH finanziert.

Voraussetzung für eine Förderung ist die Einhaltung der Vergabegrundsätze 
und die termingerechte Antragstellung bis zum 

15.02.2024.

Verspätet eingegangene Anträge können leider nicht berücksichtigt werden. 

Antragsformulare und die Kriterien zur Vergabe sind bei der Stadtverwaltung 
Angermünde, Markt 24, in der Bürgerinformation und im Kulturamt sowie 
im Internet unter www.angermuende.de (Bürgerservice/Formularverwaltung) 
erhältlich.

Bitte verwenden Sie die aktuell angepassten Antragsformulare der Inter-
netseite Angermünde („Antrag auf Gewährung eines Zuschusses aus 
Spenden der Stromversorgung Angermünde Gmbh sowie der Gas-
versorgung Angermünde Gmbh“).

Die Mindestförderhöhe für einen Zuschuss beträgt 100,00 €.

Ansprechpartner:
Kristin Hilges
FB Jugend, Kultur, Soziales
Telefon: 03331/2600-92
E-Mail: k.hilges@angermuende.de

Mitteilung – Ehrung verdienter Personen

Die Stadtverwaltung informiert, dass alle Bürger und Bürgerinnen, Vereine 
und Institutionen bis zum 01.03.2024 die Gelegenheit erhalten, Vorschläge 
für Ehrungen verdienter Personen beim Bürgermeister einzureichen.

Auswählen kann man zwischen dem 
– Antrag für die Einreichung eines Vorschlags verdienter Personen zur 

Weiterleitung an eine höherrangige Ebene (bitte beachten Sie die ent-
sprechenden Erläuterungen zu den Grundsätzen als Anlage zum Antrag) 
und dem

– Antrag für die Einreichung eines Vorschlages zur Ehrung verdienter Per-
sonen, Vereine, Institutionen oder Unternehmen der Stadt Angermünde 
durch die Eintragung in das „Goldene Buch“ (bitte beachten Sie die 
entsprechende Richtlinie)

Entsprechende Anträge bzgl. der Einreichung eines Vorschlages zur 
–  Ehrung durch den „Ehrenpreis des Bürgermeisters“ können bis zum 

31.05. eingereicht werden.

Die entsprechenden Antragsformulare sind bei der Stadtverwaltung An-
germünde, Markt 24, im Fachbereich Soziales sowie im Internet unter  
www.angermuende.de (Bürgerservice  Formularverwaltung  Ehrungen) 
erhältlich. 

Ansprechpartner:
Kristin Hilges
FB Jugend, Kultur, Soziales
Telefon: 03331/2600-92
E-Mail: k.hilges@angermuende.de

Stellenangebot

Sie suchen eine neue Herausforderung und die Möglichkeit, Ihre Ideen und 
Erfahrungen im Bereich der Stadtplanung einzubringen?

Die Stadt Angermünde im Landkreis Uckermark hat als Mittelzentrum mit 
rund 14.500 Einwohnern eine überörtliche Funktion. Sie bietet neben der 
Lage an zwei Großschutzgebieten und dem UNESCO Weltnaturerbe „Bu-
chenwald Grumsin“ auch eine lebenswerte Wohnumgebung, bei der insbe-
sondere die historische Altstadt hervorzuheben ist.

Durch die zentrale Lage Angermündes mit sehr gutem Bahnanschluss und 
Knotenpunkt zwischen den Metropolräumen Berlin und Stettin möchte sich 
die Stadt als Mittelzentrum weiterentwickeln. Enge Kooperation mit inno-
vativen Partnern in der Region ergeben ideale Voraussetzungen für Anger-
münde, sich im Kontext einer Kleinstadt dem transformativen Wandel zur 
Nachhaltigkeit zu stellen und die Entwicklung von sozialen und ökologisch 
nachhaltigen Quartieren umzusetzen.

Sie verfügen über strategischkonzeptionelles Denken, Verhandlungsgeschick 
und ausgeprägte Eigeninitiative? Außerdem haben Sie Ideen zur Entwicklung 
einer Stadt sowie Erfahrungen im Bereich der Stadtplanung und sind gegen-
über technischen Innovationen und den Herausforderungen einer modernen, 
dienstleistungsorientierten Verwaltung aufgeschlossen?
Wir suchen eine Persönlichkeit, die neben den stadtplanerischen Verwal-
tungsaufgaben auch konzeptionell die stadtstrukturellen und baulichen Be-
lange unserer Stadt weiterentwickelt.

Sie fühlen sich angesprochen? Dann bewerben Sie sich bei uns!
Die Stadt Angermünde schreibt zum nächstmöglichen Zeitpunkt unbefristet 
die Stelle als

Sachbearbeiter*in Stadtplanung (m/w/d)

aus.
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– Amtliche Mitteilungen –

– Ende der amtlichen Mitteilungen –

Die Stelle im Umfang von 39 Wochenstunden wird nach der E10 des TVöD 
bewertet und umfasst folgende Schwerpunktaufgaben:
– Vorbereitung, Durchführung und Überwachung von Bauleitplanverfahren
– fachübergreifende Koordination, Entwicklung und Steuerung von städ-

tebaulichen Projekten
– Erarbeitung und Mitwirkung bei Konzepten und Planungen relevanter 

städtebaulicher Themenfelder
– Betreuung und Mitwirkung beim Ausbau erneuerbarer Energien wie 

Windkraft und PV-Anlagen
– Beratung von Bauherren bzw. Bauherrinnen in planungsrechtlicher und 

gestalterischer Hinsicht
– planungsrechtliche Beratung sowie Erarbeitung von planungsrechtlichen 

Stellungnahmen 
– Beauftragung und Koordinierung externer Planungsbüros
– Vertretung der Planungen in politischen Gremien und Bürgerversamm-

lungen

Was erwarten wir von Ihnen:
– abgeschlossenes Fachhochschul- oder Hochschulstudium (Dipl.-Ing. 

oder Bachelor/Master) der Studienrichtung Stadtplanung, Raumpla-
nung, Städtebau oder Architektur mit der Vertiefung Städtebau oder 
vergleichbarer Abschluss

– Fachkenntnisse im Bau- und Planungsrecht sowie im Satzungsrecht
– eigenverantwortliche, selbstständige und ergebnisorientierte Arbeits-

weise sowie sicheres und bürgerfreundliches Auftreten
– gute Moderations- und Kommunikationsfähigkeit sowie Ausdruck
– Durchsetzungsvermögen und Konfliktfähigkeit
–  Teamfähigkeit, Belastbarkeit, Flexibilität, Einsatzbereitschaft
– Führerschein der Klasse B

Das bieten wir Ihnen:
– eine ansprechende und zuverlässige Beschäftigung zu attraktiven Kon-

ditionen
– Vereinbarkeit von Beruf und Familie durch eine flexible Arbeitszeitge-

staltung sowie Teilzeitarbeit im Rahmen der dienstlichen Möglichkeiten
– eine zentrale Lage sowie gute Verkehrsanbindung an die öffentlichen 

Verkehrsmittel
– Einarbeitung in Ihre abwechslungsreichen und anspruchsvollen Tätig-

keiten
– vielfältige fachliche und außerfachliche Fort- und Weiterbildungsmaß-

nahmen
– betriebliche Altersversorgung über die Zusatzversorgungskasse KvBbg
– Jahressonderzahlung und 30 Tage Urlaub
– Fahrradleasing

Bei Interesse richten Sie bitte Ihre Bewerbung mit aussagekräftigen Unter-
lagen zu den benannten Einstellungsvoraussetzungen bis zum 07.02.2024
bevorzugt per Mail an: bewerbungen@angermuende.de
(zusammengefasst in einer Datei im PDF-Format)

Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt eingestellt.
Weitere Auskünfte zur Stellenausschreibung erteilt Herr Berenz unter Tel. 
03331/ 260071.

Bewerbungskosten werden durch die Stadt Angermünde nicht erstattet 
Bewerbungsunterlagen werden nur zurückgesandt, wenn ein ausreichend 
frankierter Rückumschlag beigefügt wurde. Die entsprechenden Daten-
schutzhinweise finden Sie unter www.angermuende.de


